
 
Dringlicher Antrag 
Fraktion der AfD 
Hessen an der Seite Israels. Für ein Leben aller Juden in Frieden und Freiheit in 
Hessen und Israel 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n   : 
 
1. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, anzuerkennen, dass der politische Islam ei-

nes der größten Probleme in Deutschland ist. Angesichts der Bedrohung durch islamistische 
Ideologien und deren Auswirkungen auf unsere Gesellschaft ist es unerlässlich, dass sich 
die Landesregierung dieses Problems bewusstmacht und entsprechende Maßnahmen er-
greift, um die Sicherheit und Stabilität unseres Landes zu gewährleisten. 

 
2. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, über den Bundesrat auf die Bundesregierung 

einzuwirken, dass sämtliche Zahlungen der Bundesrepublik Deutschland an palästinensi-
sche und islamistische Organisationen sowie Organisationen wie z. B. die UNRWA, die 
den palästinensischen Terror unterstützen, umgehend eingestellt werden. Es ist nicht hin-
nehmbar, dass deutsche Steuergelder Organisationen unterstützen, die möglicherweise  
terroristische Aktivitäten oder anti-israelische Propaganda fördern. Es ist daher im  
Interesse Deutschlands, jegliche finanzielle Unterstützung solcher Organisationen ein- 
zustellen. 

 
3. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, über den Bundesrat auf die Bundesregierung 

einzuwirken, dass diese eine Zweistaatenlösung Israel-Palästina ablehnt. Eine Zweistaaten-
lösung würde weder den Interessen Israels noch der palästinensischen Bevölkerung gerecht 
werden. Stattdessen setzen wir uns für eine gerechte und dauerhafte Friedenslösung ein, 
die die Sicherheit und Souveränität Israels gewährleistet und gleichzeitig palästinensischem 
Terrorismus vorbeugt. 

 
4. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, über den Bundesrat auf die Bundesregierung 

einzuwirken, dass diese sich dafür einsetzt, dass Jerusalem als Hauptstadt von Israel an- 
erkannt wird. Jerusalem ist seit Jahrtausenden das historische und religiöse Zentrum des 
jüdischen Volkes. Die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt Israels ist ein wichtiger 
Schritt zur Stärkung der bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und Israel und zur 
Förderung des Friedensprozesses in der Region. 

 
 
Begründung:  

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 15. Mai 2024 

Der Parlamentarische Geschäftsführer: 
Dr. Frank Grobe 
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